
Weitere Erhöhung der Wirksamkeit des Strafvollzugs 
und der Wiedereingliederung Strafentlassener Bürger
Rede des Ministers des Innern und Chefs der Deutschen Volkspolizei, Generaloberst Friedrich Dickel,
zur Begründung des Strafvollzugsgesetzes und des Wiedereingliederungsgesetzes vor der Volkskammer am 7.4.1977

Mit den Entwürfen des Gesetzes über den Vollzug der 
Strafen mit Freiheitsentzug und des Gesetzes über die 
Wiedereingliederung aus dem Strafvollzug entlassener 
Bürger in das gesellschaftliche Leben wird der Forde­
rung des IX. Parteitages der SED entsprochen, die Ver­
vollkommnung des sozialistischen Rechts planmäßig 
fortzuführen und in Übereinstimmung mit den Erfor­
dernissen der gesellschaftlichen Entwicklung zu brin­
gen.
Das derzeit gültige Gesetz vom 12. Januar 1968 stimmt 
nicht mehr mit dem in der Deutschen Demoratischen 
Republik erreichten Entwicklungsstand überein. Die 
gesellschaftlichen Potenzen für die Erziehung der 
Strafgefangenen zu gewissenhafter Einhaltung der Ge­
setze und verantwortungsbewußtem Verhalten sowie 
auch für eine wirksame Wiedereingliederung aus dem 
Strafvollzug entlassener Bürger in das gesellschaft­
liche Leben sind beträchtlich gewachsen. In den letzten 
Jahren wurden bereits wesentliche Schritte getan, um 
die veränderten Bedingungen und die gewonnenen Er­
fahrungen sowohl im Strafvollzug als auch bei der 
Wiedereingliederung zu berücksichtigen.

Grundsätze für den Strafvollzug 
im sozialistischen Staat
Die Entwürfe der neuen Gesetze entsprechen unserer 
sozialistischen Staats- und Rechtsordnung. Sie gehen 
davon aus, daß in Verwirklichung des sozialistischen 
Humanismus auch den mit dem Gesetz in Konflikt Ge­
ratenen im Strafvollzug ihre grundlegenden Rechte 
garantiert werden. Im Strafvollzug wird zielstrebig 
darauf hingewirkt, die Strafgefangenen durch vielfäl­
tige erzieherische Maßnahmen wieder in die Gesell­
schaft einzugliedem. Sie unterliegen keiner Diskrimi­
nierung und werden nicht als Menschen zweiter Klasse 
behandelt. Die mit dem Freiheitsentzug verbundenen 
Beschränkungen, so die äußere Bewegungs- und Hand­
lungsfreiheit, werden nur in dem Maße vorgenommen, 
wie sie für die erfolgreiche Durchführung des Vollzu­
ges erforderlich sind.
Unser sozialistischer Staat läßt sich von dem Grund­
satz leiten, daß die von einem Gericht der DDR zu un­
bedingter Freiheitsstrafe Verurteilten weiterhin Mit­
glieder der Gesellschaft sind und im Strafvollzug so 
erzogen werden sollen, damit sie künftig die Gesetze 
einhalten. Die sozialistische Gesellschaft nimmt auch 
während des Vollzuges der Strafe durch eine ganze 
Reihe von Aktivitäten ihre Verantwortung für den 
Strafgefangenen wahr. Deutlich werden die Rechte 
und Pflichten der Strafgefangenen und ihre Verwirk­
lichung, besonders das Recht auf Arbeit einschließlich 
der Persönlichkeitsentwicklung im Arbeitsprozeß, her­
vorgehoben.
Der Entwurf des neuen Strafvollzugsgesetzes rückt die 
Rolle der sozialistischen Gesellschaft und den Charak­
ter des Staates als wesentlich für die Bestimmung des 
Inhalts und die Gestaltung des Vollzuges der Strafen 
mit Freiheitsentzug stärker in den Vordergrund. Er 
geht davon aus, daß unsere Rechtsordnung, deren Be­
standteil auch der Strafvollzug ist, der Weiterentwick­
lung der sozialistischen Demokratie und damit unserer 
Gesellschaft und ihren Bürgern dient.

Insgesamt wird der vorliegende Gesetzentwurf über 
den Strafvollzug durch die stärkere Hervorhebung des 
Erziehungsfaktors, die eindeutige Regelung der Pflich­
ten und Rechte der Strafgefangenen sowie die kon­
krete Ausprägung der vollzugsregelnden Bestimmun­
gen charakterisiert.
Zur Verdeutlichung des grundsätzlichen Anliegens 
des neuen Entwurfs einige Bemerkungen zu einzelnen 
vorgesehenen Regelungen.
Der Arbeitseinsatz Strafgefangener erfolgt in entspre­
chender Anwendung arbeitsrechtlicher Bestimmungen 
in der Regel in der volkseigenen Industrie. Davon aus­
gehend enthält der Gesetzentwurf Festlegungen, mit 
denen die Stellung des Strafgefangenen im Arbeits­
prozeß klarer bestimmt wird.
Mit dem Entwurf wird der Grundsatz der Sicherstel­
lung der Unterhaltsberechtigten der Strafgefangenen 
auf der Grundlage der Festlegungen des Familienge­
setzbuchs gesetzlich verankert.
Neu wird geregelt, daß die Dauer des Arbeitseinsatzes 
des Strafgefangenen nach der Entlassung aus dem 
Strafvollzug einer versicherungspflichtigen Tätigkeit 
gleichgestellt wird. Damit wird verhindert, daß für ihn 
und seine Familie ggf. noch lange Zeit nach der Entlas­
sung aus dem Strafvollzug finanzielle Auswirkungen 
der Straftat auftreten.

Einheit von sicherer Verwahrung und Erziehung 
im Strafvollzug

Im Kapital II wurden die grundsätzlichen Bestimmun­
gen für die Gestaltung des Vollzuges aufgenommen. 
Hier wird eine wesentliche Änderung vorgenommen. 
Die bisherige starke Differenzierung hat sich nicht 
bewährt. Der vorliegende Entwurf sieht eine Redu­
zierung der Differenzierungsgrundsätze vor. Künftig 
soll der Vollzug der Freiheitsstrafe im „allgemeinen 
Vollzug“ oder „erleichterten Vollzug“ erfolgen. Auch 
diese Regelung wird dazu beitragen, die Wirksamkeit 
der Erziehung im Strafvollzug weiter zu erhöhen.
Es ist vorgesehen, den Vollzug der Freiheitsstrafe an 
Jugendlichen nur noch in Jugendhäusem durchzufüh­
ren, um damit deutlich die Unterschiede zum Straf­
vollzug an Erwachsenen hervorzuheben und bessere 
Erziehungsmöglichkeiten zu schaffen.
So wie generell wird besonders auch im Jugendstraf­
vollzug der Einbeziehung der Familienangehörigen 
dieser Jugendlichen bei der Erziehung hohe Aufmerk­
samkeit gewidmet. Regelmäßig finden Aussprachen 
mit Erziehungsberechtigten und Vertretern des öffent­
lichen Lebens statt. Sie werden über die Entwicklung 
der Jugendlichen informiert und erhalten Einblick in 
die Berufsausbildung. Gerade im Jugendstrafvollzug 
besteht seit Jahren eine gute, ja vorbildliche berufliche 
Ausbildung, verbunden mit schulischen, allgemeinen 
Bildungsmaßnahmen.
Konsequent vom Zweck der Strafen mit Freiheitsent­
zug und ihrem wirksamen Vollzug ausgehend, ist die 
Einheit von Sicherheit und Erziehung als durchgän­
giges Prinzip gestaltet. Damit wird dem gesellschaft-
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